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Kleine Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Zahlung aus Bundesmitteln an den wegen Ur- 
kundenfälschung und Betruges zu 4 Jahren 
Zuchthaus verurteilten früheren Gestapo-Mann 
und SS-Sturmbannführer Heinz Stephan 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Soll der Brief, den der Bundeskanzler am 23. Juli 1957 an den 
Präsidenten des Bundestages schrieb, den „schriftlichen Be- 
richt" darstellen, den der Bundeskanzler, in der 208. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 9. Mai 1957 (Stenographische 
Berichte S. 11988 A) dem Bundestag über die Beziehungen 
zwischen Bundesbehörden und dem jetzt in Berlin verurteilten 
Heinz Stephan in Aussicht stellte? Wird die Bundesregierung 
durch Vorlage eines vollständigen Berichtes an den Bundes- 
tag die unzutreffenden Angaben jenes Briefes berichtigen 
und ergänzen? 

2. Wird der Bericht den Wortlaut des gegen Stephan gefällten 
Urteils, soweit es sich auf die Verbindung zwischen Bundes- 
behörden und Stephan bezieht, sowie den Wortlaut der zu 
richterlichem Protokoll erklärten Zeugenaussage des früheren 
Staatssekretärs im Bundeskanzleramt Dr. Otto Lenz ent- 
halten ? 

3. Wird der Bericht den Widerspruch zwischen den Behaup- 
tungen des Bundeskanzlers und des Zeugen Staatssekretär 
Dr. Lenz aufklären, der darin besteht, daß 

einerseits der Bundeskanzler in der 208. Sitzung des 
Deutschen Bundestages ausführte, er habe der Mitteilung, 
die Bundestagskandidaten Schroth und Scharley seien mit 
je 10000 DM Wahlgeldern aus der sowjetisch besetzten 
Zone unterstützt worden, von vornherein außerordentlich 
skeptisch und zurückhaltend gegenübergestanden, aber 
Staatssekretär Dr. Lenz sei von der Richtigkeit dieser Nach- 
richt fest überzeugt gewesen. 
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andererseits Staatssekretär Dr. Lenz am 20, Juni 1956 als 
Zeuge im Verfahren gegen Stephan aussagte, er habe 
bei Vorlage dieser von Stephan erteilten Information aus- 
drücklich betont, daß die Echtheit noch nicht geprüft sei, 
und habe es nie für möglich gehalten, daß der Bundes- 
kanzler diese Information ungeprüft verwerten werde? 

4. Wird der Bericht ferner den Widerspruch zwischen den Be- 
hauptungen des Bundeskanzlers und der Zeugenaussage des 
beim Bevollmächtigten des Bundes in Berlin tätigen Presse- 
referenten Wrasmann sowie den Feststellungen des Gerichts 
aufklären, der darin besteht, daß 

einerseits der Bundeskanzler in der Bundestagssitzung 
vom 9. Mai 1957 ausführte, es sei nicht feststellbar ge- 
wesen, daß 2000 DM oder ein anderer Betrag aus Mitteln 
des Bundeskanzleramtes an Stephan gezahlt worden seien, 
und der Bundeskanzler auch in seinem Brief vom 23, Juli 
1957 mitteilt, keine Stelle der Bundesregierung hätte 
Stephan einen Auftrag zu Materiallieferungen über Persön- 
lichkeiten der SPD erteilt und Stephan habe keinerlei 
Zuwendungen aus Mitteln des Bundeskanzleramtes er- 
halten, 

andererseits Wrasmann als Zeuge vor Gericht eidlich be- 
kundete, er habe 2000 DM an Stephan gezahlt, besitze 
jedoch keine Aussagegenehmigung zur Antwort auf die 
Frage nach der Herkunft dieses Geldes? 

5. Warum bekam Wrasmann keine volle Genehmigung zur 
Aussage? 

6. Aus welchen Mitteln stammen die von Wrasmann an Stephan 
gezahlten Gelder? 

7. Welchem Zwecke dienten diese Zahlungen an Stephan? 

8. Welche angeblichen „Originalbelege" hatte Stephan seiner 
Nachricht beigefügt, die Bundestagskandidaten Schroth und 
Scharley hätten Je 10000 DM Wahlgelder aus der sowjetisch 
besetzten Zone bekommen? Wie lauten diese „Original- 
belege" ? 

9. Wird die Bundesregierung diese „Originalbelege" und den 
vollständigen Schriftwechsel zwischen ihr bzw, ihren Dienst- 
stellen » oder Verwaltungsangehörigen des Bundes und 
Stephan dem Bundestagsausschuß für Inneres vorlegen? 


2 



Drudtsadie 167 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


10. Wer trägt die parlamentaris(±ie Verantwortung für die 
Verwendung der im Haushalt des Bundeskanzlers be- 
willigten Fonds, da der Bundeskanzler in der Bundestags- 
sitzung am 9. Mai 1957 äußerte: 

„Ich erkläre Ihnen, daß ich über die Verwendung dieses 
Fonds überhaupt nichts weiß. Das sage ich Ihnen ganz 
offen. Ich kümmere mich nicht darum, und ich will mich 
auch nicht darum kümmern. Das mach' ich nicht".? 


Bonn, den 31. Januar 1958 


Ollenhauer und Fraktion 



